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Maßnahme zum Hochwasserschutz:

Mauer oder Verwallung mit mind.

29,50 m ü. NN

(SIEGEL)

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss des Flecken Barnstorf hat in seiner Sitzung am 16.08.2017 die

Aufstellung des Bebauungsplanes beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 02.09.2017 ortsüblich bekanntgemacht.

Barnstorf, den 17.01.2018 Die Bürgermeisterin

..................................

  Gemeindedirektor

Inkrafttreten

Der Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan Nr. 40 "Ortskern", 2. Änderung ist gemäß § 10

Abs. 3 BauGB am 23.01.2018 im Amtsblatt des Landkreises Diepholz Nr. 02/2018 bekannt gemacht

worden.

Der Bebauungsplan ist damit am 23.01.2018 rechtsverbindlich geworden.

Barnstorf, den 31.01.2018 Die Bürgermeisterin

..................................

  Gemeindedirektor

Satzungsbeschluss

Der Rat des Flecken Barnstorf hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß

§§ 3 Abs. 2  und 4 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 30.11.2017 als Satzung  (§ 10 BauGB) sowie

die Begründung beschlossen.

Barnstorf, den 17.01.2018           Die Bürgermeisterin

..................................

  Gemeindedirektor

1 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN gemäß §§ 9 Abs. 1 und 31 BauGB

1.1  Mischgebiete gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 6 BauNVO

a) Innerhalb des MI-2-Gebiets sind die allgemein zulässigen Nutzungen gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 3 bis 8

BauNVO (Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des

Beherbergungsgewerbes, sonstige Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen sowie für

kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, Gartenbaubetriebe,

Tankstellen und Vergnügungsstätten) gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO ausgeschlossen.

b) Die gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten sind gemäß § 1

Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil dieses Bebauungsplanes.

1.2  Höhenlage der Gebäude gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 3 BauGB

Die Oberkante fertiger Fußboden im Erdgeschoss - bezogen auf die Mitte des Gebäudes - darf nicht

höher als 0,50 m über Oberkante erschließender öffentlicher Verkehrsfläche liegen.

1.3  Abweichende Bauweise gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO

Soweit die abweichende Bauweise festgesetzt ist, müssen die Gebäude einen seitlichen

Grenzabstand von mindestens 1,00 m und maximal 2,00 m einhalten („Traufgassen“). Alternativ

dürfen die Gebäude auf den seitlichen Grundstücksgrenzen errichtet werden (geschlossene oder

halb-geschlossene Bauweise).

1.4  Überbaubare Grundstücksfläche gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO

a) Als Ausnahme ist auf maximal 1/3 der Gebäudelänge ein Zurücktreten von Gebäudeteilen um

maximal 1,00 m von den festgesetzten Baulinien zulässig.

b) Als Ausnahme dürfen untergeordnete Bauteile wie z.B. Fluchttreppen, Balkone, Erker, o.ä. die

festgesetzten Baugrenzen um maximal 3,00 m überschreiten, sofern sie nicht in öffentliche

Verkehrsflächen hineinragen.

1.5  Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen

 im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Innerhalb der festgesetzten Flächen sind passive Schallschutzmaßnahmen zum Schutz vor den von

der B 51 „Lange Straße“ / „Schlingstraße“ ausgehenden Schallimmissionen zu treffen:

Die Außenbauteile von Gebäuden oder Gebäudeteilen, in den nicht nur zum vorübergehenden

Aufenthalt von Menschen bestimmten Räumen, sind in die in der folgenden Tabelle genannten

Lärmpegelbereiche basierend auf der DIN 4109 (“Schallschutz im Hochbau”; Anforderungen und

Nachweise; 11/1989) einzustufen. Zusätzlich sind die dazugehörigen erforderlichen

Schalldämm-Maße R´w,res angegeben (gemäß Tabelle 8 der DIN 4109).

Für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten,

Unterrichtsräume und ähnliches sind die in der nachfolgenden Tabelle genannten erforderlichen

resultierenden Schalldämmmaße R'w,res angegeben.

Für Büroräume u.ä. gelten um 5 dB geringere Schalldämmmaße (erf. R'w,res).

Um für die bei Schlafräumen notwendige Belüftung zu sorgen, ist aus Gründen des

Immissionsschutzes bei Schlaf- und Kinderzimmern der Einbau von schallgedämmten Lüftern

vorgeschrieben, sofern keine Lüftungsmöglichkeit über von der Lärmquelle abgewandte Fenster

besteht (hier Nordseite). Gleiches gilt für Räume mit sauerstoffzehrenden Heizanlagen. Die

Einhaltung der erforderlichen Schalldämmwerte ist bei der genehmigungs- oder anzeigepflichtigen

Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden oder Gebäudeteilen nachzuweisen.

2 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ÜBER DIE GESTALTUNG gemäß § 9 Abs. 4 BauGB

i.V.m. § 84 NBauO

2.1  Firsthöhe

Die Firsthöhe, gemessen von der Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden bis zur Oberkante des

Daches, darf 9,50 m nicht überschreiten.

2.2  Fassaden

Zur Verkleidung geschlossener Fassadenflächen, die vom öffentlichen Straßenraum aus einsehbar

sind, dürfen folgende Baustoffe nicht verwendet werden:

Glänzende Wandbauteile, glasierte oder grellfarbige Fliesen und Platten, Mauerwerksimitationen,

Kunststoff, Bitumen und Glasbausteine.

Unzulässig sind außerdem glänzende Anstriche von Putz- und Mauerwerksflächen.

2.3 Werbeanlagen

a) Werbeanlagen sind nur als Eigenwerbung an der Stätte der Leistung zulässig. Werbeanlagen, die

nicht dem Hauptnutzungszweck des Grundstücks dienen, sondern funktionsfremde Suggestiv- und

Erinnerungswerbung beinhalten, sind nicht zulässig.

b) Werbeanlagen für die Eigenwerbung sind ausschließlich an den Außenwänden der Gebäude

unterhalb der Traufe zulässig.

c) Werbeanlagen für die Eigenwerbung an den Außenwänden der Gebäude dürfen eine Länge von

insgesamt 1/3 der betreffenden Gebäudefront und 1/5 der Gebäudehöhe nicht überschreiten.

d) Unzulässig sind Werbeanlagen mit wechselndem und sich bewegendem Licht.

2.4  Antennenanlagen

Antennenanlagen („Satellitenschüsseln“) müssen so angebracht werden, dass sie im öffentlichen

Straßenraum nicht in Erscheinung treten. Bei giebelständigen Gebäuden sind sie mindestens

5,00 m von der Straßenfront zurückgesetzt anzubringen.

2.5  Private Stellplatzbereiche

Private Stellplätze - soweit sie für Kunden und Besucher öffentlich zugänglich sind - sind in

Abstimmung auf die Oberflächengestaltung der öffentlichen Freiflächen im Sanierungsgebiet zu

gestalten. Es ist eine Kombination aus Klinkerpflaster, Karbonquarzit und / oder Grauwacke zu

verwenden (siehe z.B. Parkplatz an der „Schlingstraße“). Alternativ zum Klinker- ist ein „VS 5“-

Betonsteinpflaster zulässig.

3 NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN gemäß § 9 Abs. 6 BauGB und sonstige Hinweise

3.1  Sanierungssatzung gemäß § 142 BauGB

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 40 „Ortskern / Rathaus“ befindet sich innerhalb des

förmlich festgelegten Sanierungsgebiets „Ortskern Barnstorf“.

3.2  Überplanung des Bebauungsplans Nr. 40 „Ortskern“

Durch 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 40 „Ortskern“ wird der rechtsverbindliche

Bebauungsplan Nr. 40 (Ursprungsplan) teilweise überplant. Mit Inkrafttreten der 2. Änderung des

Bebauungsplans Nr. 40 „Ortskern“ werden alle zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des

Ursprungsplans für die überplanten Bereiche unwirksam.

3.3  Richtfunktrasse

Über das Plangebiet verläuft die Richtfunktrasse Nr. 323 Diepholz - Bassum. Innerhalb eines

Schutzstreifens von beiderseits 100 m dürfen die Gebäude eine Höhe von 60 m ü. NN nicht

überschreiten.

3.4  Archäologische Bodenfunde gemäß § 14 NDSchG

Grundsätzlich kann das Auftreten archäologischer Siedlungsspuren innerhalb des Plangebiets nicht

ausgeschlossen werden, da der historische Ortskern betroffen ist und aus den Randbereichen der

Hunteniederung archäologische Bodenfunde bekannt sind.

Für alle Erdarbeiten gelten die Bestimmungen des NDSchG hinsichtlich unerwarteter Funde (Melde-

und Anzeigepflicht bei Bodenfunden gem. §14 NDSchG):

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das

können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige

Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht oder

Denkmale der Erdgeschichte freigelegt werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds.

Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Unteren Denkmalschutzbehörde

des Landkreises Diepholz unverzüglich gemeldet werden.

Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und

Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der

Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die

Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

Die möglicherweise entstehenden Mehrkosten für Personal- und Maschineneinsatz können nicht

von der Archäologischen Denkmalpflege getragen werden.

Bei Baumaßnahmen sollte der Hinweis auf § 14 NDSchG unbedingt Bestandteil jeder späteren

Baugenehmigung sein.

3.5  Straßenverkehrslärm

Das Plangebiet wird von der vorhandenen Bundesstraße B 51 „Lange Straße“ / „Schlingstraße“

beeinflusst. Von dem Verkehrsweg gehen Emissionen aus. Für die in Kenntnis dieser

Verkehrsanlage errichteten baulichen Anlagen im Plangebiet können gegenüber dem Baulastträger

der Straßen keinerlei Entschädigungsansprüche hinsichtlich weitergehenden Immissionsschutzes

geltend gemacht werden.

3.6  Rechtliche Grundlagen

Die dieser Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse,

DIN-Vorschriften) können während der Dienststunden bei der Samtgemeinde Barnstorf im

Fachbereich III „Bau und Liegenschaften“ eingesehen werden.

3.7  Artenschutz

Bei Beeinträchtigung potenzieller Brutplätze oder Fledermausquartiere ist die artenschutzrechtliche

Verträglichkeit gemäß den Anforderungen des speziellen Artenschutzes § 44 Abs. 5 BNatSchG

nachzuweisen.

So sind beispielsweise Gehölze vor ihrer Entfernung auf mögliche Brutstandorte und

Fledermausvorkommen zu kontrollieren, um sicherzustellen, dass eine artenschutzrechtliche

Betroffenheit ausgeschlossen werden kann.

3.8 Altlasten

Im Plangebiet befinden sich drei Altlastenverdachtsflächen (Altstandorte), die im

Altlastenverzeichnis des Landkreises Diepholz registriert sind:

Die Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde empfiehlt, dass der Planungs- bzw. Vorhabenträger für

diese Flächen die konkrete aktuelle Verdachtssituation betr. möglicher Altlasten durch einen

Gutachter für Boden- und Grundwasserverunreinigungen bzw. Altlasten oder Sachverständigen

nach § 18 BBodSchG (Bundes-Bodenschutzgesetz) auf Grundlage historischer Recherchen und

ggf. Untersuchungen beurteilen lässt bzw. aufklärt.

Bei Baumaßnahmen inkl. Rückbaumaßnahmen auf den Grundstücken der Verdachtsflächen /

Altstandorte ist generell eine gutachterliche Begleitung der Erdarbeiten zur Errichtung der Gebäude

und sonstiger Erdarbeiten von einem Gutachter oder Sachverständigen erforderlich.

Sollten sich bei der weiteren Planung, bei der Erschließung oder bei der Bebauung im Plangebiet

konkrete Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten ergeben, so ist dieses der

Unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Diepholz unverzüglich mitzuteilen.

3.9 Bahnanlagen

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen

(insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube,

elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter

Bebauung führen können.

3.10 ÖPNV

In fußläufiger Entfernung zum überplanten Gebiet (Teilgeltungsbereich 1, 2 und 3) befindet sich die

Haltestelle „Barnstorf, Markt“ und der Bahnhof „Barnstorf“.

Die Haltestelle „Barnstorf Markt“ wird von den Buslinien 125, 142 bedient.

Der Bahnhof „Barnstorf“ wird von den Buslinien 125, 144 und der RE 9 bedient.

Übersichtskarte M. 1:5.000

Lagebezug: ETRS89 UTM 32N

Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften

Innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans sind Verletzungen  von

Verfahrens- und Formschriften gem. § 214 Abs. 1 BauGB oder beachtliche  Verletzungen unter

Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB der Vorschriften über das  Verhältnis des

Bebauungsplans und des Flächennutzungsplanes oder beachtliche Mängel des

Abwägungsvorganges gem. § 214 Abs. 2, 2a und 3 BauGB nicht geltend gemacht worden.

Entsprechende Verletzungen oder Mängel werden damit unbeachtlich.

Barnstorf, den Die Bürgermeisterin

..................................

  Gemeindedirektor

Präambel und Ausfertigung

Aufgrund der §§ 1 Abs. 3 und 10  und 13a des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBl. I

S.2414) in der aktuell gültigen Fassung, des § 84 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) vom

03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46) in der aktuell gültigen Fassung und der §§ 10 und 58 des

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S.

576) in der aktuell gültigen Fassung hat der Rat des Flecken Barnstorf diesen Bebauungsplan Nr.

40 "Ortskern", 2. Änderung, bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen und

den örtlichen Bauvorschriften als Satzung beschlossen.

Barnstorf, den 17.01.2018 Die Bürgermeisterin

..................................

  Gemeindedirektor

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss des Flecken hat in seiner Sitzung am 16.08.2017 dem Entwurf des

Bebauungsplans und der Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2

BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 02.09.2017 ortsüblich bekannt gemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplans mit der Begründung hat vom 13.09.2017 bis einschl. 13.10.2017

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Gemäß § 4a Abs. 2 BauGB sind gleichzeitig die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingeholt worden.

Barnstorf, den 17.01.2018 Die Bürgermeisterin

..................................

  Gemeindedirektor
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Planunterlage

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte Gemarkung Barnstorf, Flur 3 und Flur 4

Maßstab: 1:500

Quelle:                      Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen

Vermessungs- und Katasterverwaltung,

© 2017

Landesamt für Geoinformation

und Landesvermessung Niedersachsen

Regionaldirektion Sulingen-Verden

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich

bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach

(Az. L4-127/2017, Stand vom 15.05.2017). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der

baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Sulingen, den 12.02.2018

Landesamt für Geoinformation

und Landesvermessung Niedersachsen

Regionaldirektion Sulingen-Verden

- Katasteramt Sulingen -                                            (SIEGEL)          .............................................
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